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Der Landrat

Öffentliche Bekanntmachung

Bekanntmachung des Landrates des Landkreises Vorpommern-Rügen,
untere Wasserbehörde nach § 3a UVP-Gesetz

zur UVP-Pflicht der Maßnahmenzur WiedervernässungdesGresenhorster Teufelsrnoores

Die Landgesellschaft M-V, beabsichtigt, das "Teufelsmoor" bei Gresenhorst wieder zu vernäs­
sen. DasVorhaben umfasst den Rückhalt von Niederschlagswasserim Regenrnoorund die Ent­
nahme von Bäumen. Die Flächen des Vorhabensgebietes befinden sich im Bereich der Stadt
Marlow. Eine entsprechende Genehmigungsplanung,erstellt vom Büro Pfau GmbH, wurde
durch den Vorhabensträger eingereicht.

DasVorhaben stellt eine erhebliche Veränderung desVorflutsystems im Bereich des Moores
dar, was einem Tatbestand des Gewässerausbausnach § 67 Abs. 2 Wasserhaushaltgesetz
(WHG)entspricht und nach § 68WHGder Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungspflicht
unterliegt. Einhergehendmit den Vernässungenim Moor ist eine Umwandlungvon nicht uner­
heblichen Waldflächen.

Sowohl nach Punkt 17.2.2 (Rodungvon Wald im Sinnedes Bundeswaldgesetzeszum Zwecke
der Umwandlung in eine andere Nutzungsart mit 5 ha bis weniger als 10 haWald) und Punkt
13.18.1 (sonstigeAusbaumaßnahmenim Sinne desWHG)der Anlage 1 zu § 3c des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)ist für dasVorhaben eine allgemeine Vorprü­
fung auf Umweltverträglichkeit erforderlich. Umweltfachliche Untersuchungen des Planungs­
büros haben ergeben, dasseine weitergehende Umweltverträglichkeitsuntersuchung nicht
erforderlich ist.

Der Landrat als nach § 107 Landeswassergesetz(LWaG)für diese Entscheidungzuständige Be­
hörde hat die vom Planungsbürovorgelegte allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls mit glei­
chem Ergebnisgegengeprüft, so dassfestgestellt wird, dassvon dem Vorhaben keine erhebli­
chen Umweltauswirkungen zu erwarten sind und eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
erforderlich ist.

DieseFeststellung ist gemäß § 3c UVPGnicht selbstständig anfechtbar.
Der Landrat des LandkreisesVorpommern - Rügenals untere Wasserbehördewird weiterfüh­
rend über dasgeplante Vorhaben nach den Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzesent­
scheiden.

Nach§ 3a UVPGist das Ergebnisder Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c der Öffentlichkeit
nach den Bestimmungendes Bundesund der Länder über den Zugangzu Umweltinformationen
zugänglich zu machen; soll eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben, ist dies bekannt
zu geben. Die Bekanntgabeerfolgt im Internet unter www.lk-vr.de.
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Fachdienstleiter Umwelt Stralsund, 11.03.2015


